
Verkündet

am 15„ Mai 1957

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägere„

gegen

0 o o a .

Beklagte und Revisionsbeklagtev

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichte

auf die mündliche Verhandlung vom 150 Mai

>1957

für Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des Landeee

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 26„ Ok—

tober 1956 wird zurückgewiesen„ '

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht

zu erstatten°

Von Rechts wegen.
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Der 1907 geborene Kläger ist seiner Ausbildung nach evan—

gelischer Pfarrer und wirkte als solcher in Ostpreußen bis

zu seinem Eintritt in den Wehrdienst (1958)o Nach seiner
Entlassung aus der Kriegsgefangenechaft (1948) war er

nicht mehr im geistlichen Beruf tätig° Vor seiner Arbeitsw‘

losmeldung wurde er zuletzt vom städtischen Fürsorgeamt '

Konstanz vom l„-August 1951 bis zum 519 Januar 1955 als

?ürsorgearbeiter (Fürsorgehelfer) beschäftigt°

Der Kläger meldete sich am 31° Januar 1953 arbeitslos und
bezog danach vom 9„ Februar 1953 an laufend Arbeitslosen—.

unterstützung (Alu), anschließend laufend Arbeitslosenfür—

sorgeunterstützung (Alfu)o

Am 8„ November 1954 wurde der Kläger vom Amtsarzt des Arm

beitsamts Konstanz untersuchto Dieser stellte Arbeitsfähig—

keit fest° Nach dem körperlichen Befund erachtete er wegen

Muskelrheumas eine Vermittlung in Arbeitsstellen‚ die un»
günstiger Witterung ausgesetzt sind‚ für nicht zumutbar?

beurteilte den Kläger aber als geeignet für mittelschwere
Tätigkeit in geschlossenen trockenen Räumen und ohne ganz—
tägiges‘stehen„ '

Vom Arbeitsamt wurde dem Kläger am 6„ Mai 1955 Arbeit als

Hilfsarbeiter bei der Firma H„XXXXXXEX in Konstanz ange—

boten° Er trat sie nicht an und erklärte, nachdem er
über

die Rechtsfolgen einer unberechtigten Arbeitsver■eigerung

belehrt werden war9 am 10„ Mai 1955 zur Niederschrift der,
Vermittlungsstelle des Arbeitsamts9 daß er diese Arbeit ab—

lehne? weil er sich z°Zt„ einer Rheuma—Behandlung infolge

Kriegsbeschädigung unterziehe (Bäder—Behandlung)o Darauf—
hin wurde eine weitere arbeitsamtsärztliche Untersuchung

angeordnet„ Der Arbeitsamtsarzt stellte‚ als er den Kläger

am 18„ Mai 1955 erneut untersucht hatte, in seiner Beurtei—

lung fest? daß die z„Zt„ zu Hause durchgeführte Badekur '

eine Arbeitsvermittlung durchaus zulasse„ Die angebotene

‚Arbeit sei mindestens versuchsweise zumutbar„ Das positive

Leistungsbild des Gutachtens vom 80 November 1954 werde
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Voll aufrechterhalten„ Auch der den Kläger jahrelang behan—’

delnde Arzt vertrete die Ansicht, daß eine körperliche Be—

tätigung durchaus zumutbar, sogar heilsam sei°
_

Der Kläger machte außer seinen gesundheitlichen Bedenken

später noch geltend9 daß der Einsatz in körperliche Arbeit

geeignet sei, ihn aus der Vermittlung als Angestellter aus—

zuschalten und seine Rückkehr in den geistlichen Beruf zu
gefährden„

Das Arbeitsamt sperrte dem Kläger durch Verfügung vom 20„ Mai

1955 die Alfu auf die Dauer von vier Wochen mit der Begrün—

dung, daß er die ihm angebotene Arbeitsstelle bei der Firma „-
H‚XXXX ohne wichtigen oder berechtigten Grund„abgelehnt habe„
Sein Widerspruch hiergegen wurde durch Bescheid der Wider—

spruchsstelle beim Arbeitsamt Konstanz vom 27„ Mai 1955 als
unbegründet zurückgewiesen„ "

Die vor dem Sozialgericht Konstanz erhobene Klage wurde durch

Urteil vom 7„ Dezember 1955 abgewiesen, weil der Kläger die
ihm angebotene Arbeit unberechtigt abgelehnt habe° Nach den

Urteilsgründen war das Gericht zu der Überzeugung gelangt?

daß es ihm nach 2V23ahriger Arbeitslosigkeit durchaus zuzu—

muten gewesen wäre, wenigstens versuchsweise eine Arbeit

bei der Firma Herosé aufzunehmen° Das Sozialgericht erklärte

sein Urteil gemäß 5 144 Abs° l Nr° 2 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG) als.endgültig, sofern nicht ein wesentlicher

Mangel des Verfahrens gerügt würde„ ’

Der Kläger legte Berufung ein und machte u„a„ geltend? das

Sozialgericht sei ohne genügende oachaufklärung zu Unrecht

davon ausgegangen, daß er die Arbeit abgelehnt habe°

Das Landessozialgericht Baden—Württemberg verwarf durch Ur—.

teil vom 26„ Oktober 1956 die Berufung als unzulässig„ Sie .

sei nach @144 Abs„‚ 1 Nro 2 SGGnicht statthaft, weil das
Begehren des Klägers‚ die Sperrfrist von vier Wochen auf—

zuheben und die Beklagte zur Nachzahlung der Alfu für diese

Zeit zu verurteilen‚ einen Anspruch auf wiederkehrende Lei—

stungen für einen Zeitraum von nicht mehr als dreizehn
Wochen zum Gegenstand habe° Der Sachverhalt sei vom Sozial— *

_ 4 ,
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gericht erschöpfend aufgeklärt und zutreffend gewürdigt

worden° Der Vorderrichter habe ohne Verletzung von Verfah»

rensvorschriften festgestellt, daß ein berechtigter Grund

für die Ablehnung der angebotenen Arbeit nicht vorgelegen

habeo Wenn das Sozialgericht bei der Frage, ob dem Kläger

die angebotene Arbeit seinem körperlichen Zustand nach zu—

gemutet werden konnte, dem Gutachten des Arbeitsamtse1ztes

gefolgt sei, so habe es von dem ihm zustehenden Recht der

freien Beweiswürdigung in gesetzlich nicht zu beanstanden—

der Weise Gebrauch gemacht, Auch sonstige Verfahrensmängelv

lägen nicht vor;

Die Revision ist im Urteil des Landessozialgeriohts nicht

zugelassen worden, '

Der
kläger

legte gegen das ihm gemäß @ 4 des Verwaltungs—

zustellungsgesetzes vom 5, Juli 1952 (BGBl° I S, 379) am
16° November 1956 zugestellte Urteil durch den Deutschen

—GeWerkscheftsbund (DGB), Kreisausschuß Konstanz, Rechts—

stelle Radolfzell, mit Schreiben vom 12 Dezember 1956,

beim Bundessozielgericht eingegangen am 15 Dezember, Revi—

sion ein und beantragte,

das Urteil des Landessozialgerichts Baden—

- Württemberg vom 260 Oktober 1956, das Urteil

des Sozialgerichts Konstanz vom 7, Dezember

1955 sowie den Widerspruchsbescheid der Be«

klagten vom 27„ Mai 1955 aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, dem Kläger Arbeits—

losenhilfe vom 160 Mai 1955 an für 24 Wochen—

tage zu gewähren„

Dieses Schreiben war vom Leiter der Rechtsstelle Radolfzell

des DGB, Alfred P‚xxxxxxx„ unterzeichnet, dem der Kläger am
12° Dezember 1956 Vollmacht zu seiner Vertretung vor dem
Bundessoziälgericht erteilt hatte° Auf Rückfrage des Senats

vom 14, Dezember 1956, ob Rechtsstellenleiter P„XXXXXXX zur'
Prozeßvertretung gemäß 5 166 Abs° 2 SGG befugt sei, erwider»

te dieser mit Schreiben vom 190 Dezember 1956, daß der Lan—

desbezirksvorstand des DGB ihm durch Ausweis vom 51° Januar

1956 das Recht erteilt habe, in allen Arbeits— und Sozial—
rechtsfragen tätig zu werden, und daß dies nach seiner Auf—
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fassung auch die Befugnis zur Prozeßvertretung beim Bundes—

sozialgericht umfasse°

Mit Schreiben vom 22, Dezember 1956, eingegangen beim Bundes—

sozialgericht am 24„ Dezember, zeigt die Bundesrechtestelle des

DGB in Kassel an, daß sie die Vertretung des Klägers übernom—

men habe° Mit Schriftsatz vom 3, Januar 1957, eingegangen am
70 Januar, wurde die Revision seitens der Bundesrechtsstelle

des DGB begründet° Die Einlegung der Revision durch den Rechts—

stellenleiter P:ämexxX sei form— und fristgerecht erfolgt, da

dieser durch Neufassung der Satzung des DGB im Oktober 1956 he—

rechtigt sei, vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkéit aufzu—

treten° Als Verfahrensmangel wurde gerügt, daß das Landessozial—

gericht ein Sachurteil statt eines Prozeßurteils hätte fällen

müssen, Ferner habe das Berufungsgericht die vom Kläger geltend

gemachten Verfahrensverstöße des Sozialgerichts nicht zutref—

fend gewürdigt, Béigefügt
war der Revisionsbegründungsschrift

eine von
Rechtsstellenleiter P,xxxxxkx unterschriebene Voll—

macht, die auf die Angestellten Karl D.xxx.und Erich Dixxx der

DGB—Bundesrechtsstelle in Kassel lautet°

Die Beklagte beantragte,

die Revision als unbegründet zurückäuweisen,
hilfsweise die Sache zur erneuten Verhandlung.

und Entscheidung an das Landessozialgericht .
Baden—Württemberg zurückzuverweiseno ".

Sie hält die Revision für statthaft, da das Landessozialgericht
ein Sachurteil hätte erlassen müssen, Jedoch sei die Revision

sachlich nicht begründet„

Wegen der Einzelheiten wird auf die Schriftsätze der Beteilig—

ten Bezug genommen,

Im Termin zur mündlichen Verhandlung wurden vom Kläger die An—

träge gestellt, ‘ ' '

das angefochtene Urteil, das Urteil des Sozial—

gerichts Konstanz vom 7° Dezember 1955 sowie den _

Bescheid der Beklagten vom 20, Mai 1955 in der

Fassung des Widerspruchsbescheides vom 27° Mai

1955 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

—‘6 _
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dem Kläger für die Dauer von 24 Wochentagen

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung zu zahlen‚

hilfsweise — unter Aufhebung der vorausgegan—

genen Entscheidungen — die Beklagte zu verpflich—

ten9 dem Kläger nach Maßgabe der Entscheidunge—

gründe einen neuen Bescheid zu erteilen,

hilfsweise — unter Aufhebung der vorausgegan—

genen Entscheidungen — die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das Vorderge—

richt zurückzuverweisen„
;

Der Kläger ergänzte sein Revisionsvorbringen dahin, daß die

Vorinstanzen und die Beklagte nicht geprüft hätten, ob die

Sperrfrist nicht gemäß 5 93 a des Gesetzes über Arbeitsver—

mittlung und Arbeitslosenvcrsicherung (AVAVG) im vorliegen—

den Falle auf zwei Wochen herabzusetzen war° Diese Prüfung

sei-nicht nur ein Recht, sondern Pflicht der Gerichte° Für

eine Herabsetzung zugunsten des Klägers sprächen u„a„ seine

Eigenschaft als Kriégsteilnehmer und Kriegsbeschädigter so—

wie die Dauer seiner Kriegsgefangenschaft°

Die Beklagte trat diesen Ausführungen der Revision mit der

Erklärung entgegen, daß sämtliche für den Kläger sprechenden.

Umstände erwogen und berücksichtigt worden seien; demzufolge

sei auch eine Verlängerung der Sperrfrist über vier Wochen

hinaus unterblieben°

Die Revision ist statthaft„

Wie der Kläger zu Recht gerügt hat, verkannte das Landes—

sozialgericht die Zulässigkeit der Berufung° Der erkennende

Senat hat bereits wiederholt entschieden, daß die Klage auf

Aufhebung eines Verwaltungsakts, mit dem eine Unterstützungs—
Sperre nach dem AVAVG verhängt wurde9 weder einen Anspruch

auf Leistungen im Sinne des 9 144 Abs° 1 SGG noch einen
solchen über Beginn oder höhe der Unterstützung im Sinne des

5 147 sec betrifft (vgi° BSG„ 3, s„ 298)„ Die Berufung fin—
det deshalb — entgegen der Auffassung auch des Sozialge—

;richts
—nach 5 143 SGGstatt„‘

Mithin durfte das Landessozialgericht die Berufung nicht als

unzulässig verwerfen, sondern mußte eine Entscheidung in der

__.'7__
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Sache selbst treffen° Im Verfahren des Landessozialgerichts

liegt also ein wesentlicher Mangel, der die Revision statt—

haft macht (@ 162 Abe„ 1 Nr„ 2 see)„

Die Revision ist auch in der gesetzlichen Form und Frist

eingelegt sowie begründet worden„

Gemäß ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts muß

im Rahmen des Vertretungszwangs nach @ 166 Abs° 1 SGG be—

reits die Revisionsschrift von einem vor dem Bundessozial»

gericht ZBEEÄ9ESQEEE Prozeßbevollmächtigten unterzeichnet

sein° Es genügt dafür nicht? daß sich ein Beteiligter einer

prozeßfähigen Person bedient? der er gemäß @73 Abs„ 2 see
Vollmacht erteilt hat„ Vielmehr muß der Bevollmächtigte

(soweit es sich nicht um Rechtsanwälte oder Verwaltungs—

rechtsräte und diesen nach 5 217 Abs° 2 SGG gleichgestell«

te Personen handelt) kraft Satzung oder Vollmacht einer der

im 5 166 Abe„ 2 sec aufgeführten Organisationen zur Prozeß—

vertretung befugt sein (vgl„ "Soäialrecht" zu SGG@166,

Bl„ Dal Nrne l ua 4)„ ' " '

Der Gesetzgeber? der das Revisionsverfahren in der Sozial«

gerichtsbarkeit als reine Rechtsüberprüfung gestaltet und}

deshalb im Interesse der Rechtsuchenden den Vertretungs— '

zwang eingeführt hat, wollte diese Vertretung (außerhalb

der fachlichen Berufsstände der Rechtsanwälte und Verwal»

tungsrechtsräte) solchen PerSpnen nnvertrauen, die im Be—

reich des Sozialrechts besonders sachkundig und erfahren-_

sind„ Die Auswahl der in dieser Hinsicht geeigneten Per—

sonen aus dem Kreis ihrer Mitglieder und Angestellten hat

der Gesetzgeber den genannten Organisationen in eigener Ver—_

antwortung überlassene'

Der erkennende Senat hatte daher zu prüfen, ob der Ange—

stellte P„xxxxxxXxder Rechtsstelle Radolfzell "kraft Satzung

oder Vollmacht" seiner Organisation die Befugnis zur Prozeß—

vertretung vor dem Bundessozialgericht hatte° Nach Wortlaut

und Inhalt der auf dem‘4„ Ordentlichen Bundeskongreß des,

Deutschen Gewerkschaftsbundes im Oktober 1956 zu Hamburg be—

schlossenen_Fassung seiner Satzung obliegt dem Bund die

_ 8 _
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Aufgabe?

"Rechtsstellen einzurichten und zu unterhalten"

_(ä 2 Absß 2 c)‚

und anschließend bestimmt die Satzung:

"Die in den Rechtsstellen tätigen‚ mit der

Rechtsberatung und Prozeßvertretung beauftragten

Angestellten sind ermächtigt, vor den Gerichten

für Arbeitssachen’und den Gerichten der Sozial—

gerichtsbarkeit aufzutreten"„

Diese laut Satzung erteilte Ermächtigung für die in den
Rechtsstellen tätigen Angestellten enthält weder Einschrän—

kungen hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit noch in be;

zug auf die Gerichtsstufen (Instanzen2ug)„ Die Verwendung
des Begriffs "auftreten" könnte Zweifel erwecken, ob damit

walls .Prozeßhendlungen9 also insbesondere auch die Erozeßver—

tretung vor dem Bundessozialgericht im Rahmen des @ 166

Abs„ 1 SGG, die mit der Unterzeichnung und Einreichung der

Revisionsschrift beginnt, erfaßt sind„ Der Senat hat auch
'diese Befugnisse für eingeschlossen erachtet, zumal auch in

den Legitimationsvollmachten des Bundesvorstands des DGB für

'die Angestellten der Bundésrechtsstelle in Kassel diese Be—

rechtigung mit dem Begriff "auftreten" bezeichnet ist° Dem—

zufolge war nach dem Beschluß des Bundeskongresses des DGB

vom Oktober 1956 über die Neufassung der Satzung die Befug—

nis des Rechtsstellenleiters P5XXXXXXX‘ für den Kläger-Reviw

sion beim Bundessozialgericht einzulegen, zu bejahen° Dieses.

Ergebnis folgt letztlich aus der vom Gesetzgeber in 5 166

Abs„ 2 SGG den Organisationen zugewiesenen eigenen Verant—

wortung°

Die Revision ist indessen nicht begründet„

Nach den tatsächlichen Feststellungen des Erstrichters, die

vom Landessozialgericht geprüft und bestätigt worden sind

_
und an die demzufolge das Bundessozialgericht gebunden ist

(@ 163 SGG), war dem Kläger ein ausreichend bestimmtes Ar— \-

beitsangebot gemacht worden° Diesem konkreten Arbeitsangebot

konnte der Kläger nur die in 5 90 Abse 2 Nrn° l bis 5 AVAVG

..9...
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zugelassenen Ablehnungsgründe entgegensetzen9 zu denen die

Rechtsprechung als sechsten Grund den Verstoß gegen ein ge—

setzliches Verbot oder gegen die guten Sitten hinzugefügt hat

(vgl„ BVA, drundsätzl° Entsoh° Nr„ 3529, AN° 1929 S„ 352)„

Solche Ablehnung3gründe standen dem Kläger nicht zur Seite“

Jedenfalls hat er keinen hinreichenden Grund dafür geltend

machen können, daß ihm jene Arbeit allgemein oder nach sei—

nen gesundheitlichen Verhältnissen nicht zuzumuten gewesen

wäre„ Die angebotene Arbeit war zumutbar und der Kläger sei—

_nem Gesundheitszustand nach dafür geeignet° @ 90 Abso 2 AVAVG

stellt allein auf die objektive Berechtigung der Arbeitsab—

lehnungsgründe ab (vgl° BSG° 2 S„ 224)„ Auch das Reichsver—

sicherungsamt hatte schon mehrfach entschieden, daß es nicht

darauf ankomme, ob der Arbeitslose den unberechtigten Ableh—

nungsgrund schuldlos oder schuldhaft vorbringt (zu vgl„

Grundsätzl° Entsch„ Nre 3288, AN„ 1928 S0 347, und Nr„ 3328,'5

ANO 1929 S„ 26)° Die Sperrfrist konnte daher im vorliegenden

Falle auch nicht mit der Behauptung abgewendet werden, daß

sich der Kläger mit seinen gesundheitlichen oder beruflichen

_Bedenken subjektiv in einem entschuldbaren Irrtum befunden

habe„ Er hatte sich im übrigen zuvor überhaupt nicht mit dem 1

Arbeitgeber in Verbindung gesetzt und die angebotenen Ar—

beitsplätze keiner eigenen Prüfung unterzogen° '

Was schließlich die Bemessung der Sperrfrist anbelangt‚ so
sind‚ wie der Senat mehrfach entschieden hat, die Gerichte der

Sozialgerichtsbarkeit nicht befugt, eine gegen einen Empfänger

von Alu oder Alfu verhängte Sperrfrist herabzusetzen„ Sie haben

insoweit nur zu prüfen‚ ob‘ein Mißbrauch oder fehlerhafter Ge—

brauch des Ermessens vorliegt (vgl° "Sozialrecht" zu GG

Art„ 20 Bl„ Aa l Nro 2)„ Sie dürfen jedoch nicht ihr eigenes
Ermessen an die Stelle des Ermessens ner Verwaltung setzen„

Dies wurde gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung (Art„ 20

GG) verstoßene ‘

Unter Beachtung der Tatsache‚ daß der Kläger bereits mehr als

zwei Jahre laufend Unterstützung bezogen hatte‚ als ihm das

_Arbeitsamt das erste, von ihm abgelehnte, Arbeitsangebot mach—

te, gaben die Verfügungen der Arbeitsverwaltung keinen Anhalt9

mißbräuchliche oder fehlerhafte Ermessensausübung festzustelleno

_ 10 _
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Es bestand insbesondere auch keine Veranlassung anzunehmen‚

daß die Voraussetzungen des @93 a AVAVGnicht geprüft und
abgewogen werden seien° In diesem Zusammenhang ist bemerkens—

wert‚ daß jene Vorschrift je nach den Umständen des Falles

nicht nur eine Herabsetzung, sondern ebenso eine Verlängerung

der Sperrfrist (bis auf acht Wochen) zuläßt°

Da der Vorderrichter schon zutreffend festgestellt hat‚ daß

der Kläger durch sein Verhalten die angebotene Arbeit abge—

lehnt hat (5 90 Absq l AVAVG), ohne dazu durch einen vom Ge—

setz zugelassenen (@ 90 Abs° 2 AVAVG) oder von der Recht—
sprechung anerkannten Grund berechtigt zu sein, und da ferner

weder Mißbrauch noch fehlerhafter Gebrauch des Ermessens er—
weislich waren‚ bedurfte der Sachverhalt keiner Zusätzlichen

Ermittelungen mehro Deshalb war auch für den vom Kläger ge—
stellten Hilfsantrag, die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Vordergericht zurückzuverweisen, kein Raw?

Der Senat hatte gemäß 5 170 Abs° 1 SGG zu entscheiden und

’ mußte nach alledem die Revision als unbegründet zurückweisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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